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Vier-Tage-Woche im Handwerk:  

Chancen und Risiken für Ihren Betrieb 

 

Für die Umsetzung einer Vier-Tage-Woche kommen unterschiedliche Modelle in Betracht. Mit 

verschiedenen rechtlichen Folgen.  

Vorab ein Hinweis: Grundsätzlich sind Arbeitgeber nicht verpflichtet, eine Vier-Tage-Woche einzuführen. 

Nur in Ausnahmefällen kann sich eine solche Pflicht beispielsweise aus dem Teilzeit- und Befristungsgesetz 

oder einem Tarifvertrag ergeben. Andererseits sind Arbeitgeber grundsätzlich auch nicht berechtigt, 

einseitig die Vier-Tage-Woche, beispielsweise durch eine einseitige Reduzierung der Arbeitszeit, 

einzuführen. 

Wenn sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer grundsätzlich darüber einig sind, dass die Vier-Tage-Woche im 

Betrieb eingeführt werden soll, stellt sich die Frage, für welche Variante der Betrieb sich entscheidet. Dabei 

werden in der Praxis hauptsächlich drei Modelle diskutiert: 

� Modell �:  

Die bisherige Wochenarbeitszeit wird verringert und auf vier Tage verteilt, das Gehalt bleibt unverändert. 

 

� Modell �:  

Die bisherige Wochenarbeitszeit wird verringert, ebenso das Gehalt. Künftig wird nur noch an vier Tagen 

pro Woche gearbeitet und dafür wird das Gehalt wegen der verringerten Arbeitszeit verhältnismäßig 

reduziert. 

 

� Modell 7: 
Die Wochenarbeitszeit und das Gehalt bleiben gleich, die Wochenarbeitszeit wird aber nur noch auf vier 

Tage verteilt. Damit steigt die tägliche Arbeitszeit, da zwar an weniger Tagen gearbeitet wird, aber an 

jedem einzelnen Arbeitstag mehr gearbeitet werden muss. 

 

Vor- und Nachteile anhand konkreter Beispiele 

Einen ersten Überblick über die Vor- und Nachteile der verschiedenen Modelle soll der folgende Beispiel-

Betrieb geben:   

Im Betrieb gibt es derzeit eine Fünf-Tage-Woche. Die Arbeitnehmer sind volljährig und arbeiten alle jeweils 

40 Stunden pro Woche. An jedem Arbeitstag werden acht Stunden gearbeitet. Jeder Arbeitnehmer erhält 

hierfür 100 Prozent seines Gehalts. Die Arbeitnehmer gehen keiner weiteren Erwerbstätigkeit nach, einen 

Betriebsrat gibt es nicht, ein Tarifvertrag findet keine Anwendung. 
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Modell #:  

Hier müssten die Arbeitnehmer nur an vier Tagen pro Woche jeweils acht Stunden arbeiten. Die Arbeitszeit 

hätte sich damit auf 32 Stunden pro Woche reduziert, es würden aber weiterhin 100 Prozent des 

Ausgangsgehalts bezahlt. Welcher Arbeitnehmer würde diesem Modell widersprechen? Auch sind bei 

diesem Modell grundsätzlich keine größeren Probleme mit dem Arbeitszeitgesetz oder dem 

Bundesurlaubsgesetz zu befürchten.  

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist dieses Modell für den Arbeitgeber hingegen schwierig. Es geht einher 

mit einer gravierenden Gehaltserhöhung, selbst wenn am Ende des Monats in Summe tatsächlich nicht 

mehr Gehalt ausbezahlt wird, als bisher. Pro gearbeiteter Stunde erhält der Arbeitnehmer nach diesem 

Modell 125 Prozent seines bisherigen Stundenlohns. Und dem Arbeitgeber fehlen 20 Prozent der 

Arbeitskraft seiner Arbeitnehmer. Diese Lücke muss er, sofern er volle Auftragsbücher hat, auf andere 

Weise schließen, beispielsweise durch Neueinstellungen. In Zeiten des Fachkräftemangels definitiv ein 

Problem.  

Andererseits kann es dem Arbeitgeber vielleicht durch die Vier-Tage-Woche und das überdurchschnittliche 

Gehalt gelingen, Fachkräfte für seinen Betrieb zu begeistern.  

Modell $:  

Nach Modell 2 müssten die Arbeitnehmer auch nur noch an vier Tagen pro Woche jeweils acht Stunden 

arbeiten. Die Arbeitszeit hätte sich auf 32 Stunden pro Woche reduziert. Bei diesem Modell würde sich nun 

aber auch das Gehalt der Arbeitnehmer auf 80 Prozent des Ausgangsgehalts verringern.  

Sind die Arbeitnehmer mit dieser Änderung des Arbeitsvertrages einverstanden, sind auch bei diesem 

Modell grundsätzlich keine größeren Probleme mit dem Arbeitszeitgesetz oder dem Bundesurlaubsgesetz 

zu befürchten. Für den Arbeitgeber hätte diese Variante im Vergleich zum ersten Beispiel den Vorteil, dass 

er das Gehalt anpassen und anteilig verringern könnte.  

Auch hier würden dem Arbeitgeber wieder 20 Prozent der Arbeitskraft seiner Arbeitnehmer fehlen, was er 

kompensieren müsste. Dabei wäre der Betrieb für Fachkräfte natürlich nicht so attraktiv wie der Betrieb, 

der das Modell 1 eingeführt hat.  

Problematisch wird diese Variante, wenn die Arbeitnehmer nicht mit der Vertragsänderung, insbesondere 

der Verringerung des Gehalts, einverstanden sind. In diesem Fall müsste der Arbeitgeber eine 

Änderungskündigung aussprechen, mit allen Folgen, die diese nach sich zieht. 

Modell %: 

Nach Modell 3 bleibt es bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden. Auch das Ausgangsgehalt 

bleibt gleich. Allein die Verteilung der Arbeitszeit auf die Arbeitstage ändert sich. Die acht Stunden des 

fünften Arbeitstages werden gleichmäßig auf die verbleibenden Arbeitstage verteilt, was zu einer Vier-

Tage-Woche mit jeweils zehn Arbeitsstunden pro Arbeitstag führt. Kein großes betriebswirtschaftliches 

Risiko für den Arbeitgeber, keine große Änderung für die Arbeitnehmer. Also kein Problem? Beim Blick in 

das Arbeitszeitgesetz wird man eines Besseren belehrt. Dort steht in Paragraf 3:  
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„Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf acht Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 

zehn Stunden nur verlängert werden, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 

Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden.“ 

Und genau hier liegt das Problem. Nicht in der Vorgabe, dass die Arbeitszeit innerhalb von 24 Wochen im 

Durchschnitt acht Stunden nicht überschreiten darf. Denn das Arbeitszeitgesetz geht von einer zulässigen 

wöchentlichen Arbeitszeit von 48 Stunden aus und diese wird in unserem Beispiel auch eingehalten. Das 

Problem ist die zulässige Höchstarbeitszeit von zehn Stunden pro Arbeitstag.  

Schafft es ein Arbeitnehmer einmal nicht, pünktlich nach zehn Stunden Feierabend zu machen, liegt ein 

Verstoß gegen Paragraf 3 des Arbeitszeitgesetzes vor und dem Arbeitgeber droht gemäß Paragraf 22 Absatz 

1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 2 des Arbeitszeitgesetztes ein Bußgeld von bis zu 30.000 Euro. Dies 

ist besonders im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts bedenklich, wonach 

Arbeitgeber verpflichtet sind, die werktägliche Arbeitszeit ihrer Arbeitnehmer zu erfassen und zu 

dokumentieren. 

Überstunden kann der Arbeitgeber an keinem der zehnstündigen Arbeitstage mehr anordnen. Hier müsste 

auf einen freien Tag ausgewichen werden. Insbesondere bei Jugendlichen oder Schwangeren und 

Stillenden hat der Arbeitgeber noch andere Bestimmungen zu beachten: Jugendliche dürfen nach Paragraf 

8 Absatz 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht mehr als 40 

Stunden pro Woche beschäftigt werden. Für Schwangere und Stillende, die volljährig sind, gilt nach 

Paragraf 4 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes, dass sie nicht mehr als 8,5 Stunden täglich oder mehr als 90 

Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden dürfen. 

Die tägliche Arbeitszeit bis an die Grenze des eigentlich nur im Ausnahmefall Zulässigen dauerhaft auf 10 

Stunden zu erhöhen, stellt damit ein beachtliches rechtliches Risiko dar. Insbesondere auch deshalb, weil 

der Gesetzgeber in Paragraf 3 des Arbeitszeitgesetzes klar zu erkennen gibt, dass er eigentlich nicht 

wünscht, dass die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer acht Stunden überschreitet.  

Feiertage, Krankheit, Urlaub 

Was bei gesetzlichen Feiertagen oder einem Krankheitstag in der Vier-Tage-Woche gilt, hängt vom 

vereinbarten Arbeitszeitmodell ab. Wurden die vier Arbeitstage genau festgelegt, müssen die 

Arbeitnehmer einen Feier- oder Krankheitstag, der auf einen ihrer Arbeitstage fällt, grundsätzlich nicht 

nacharbeiten. Anders ist es, wenn die Verteilung der Arbeitstage flexibel gestaltet wurde, was in einem 

gewissen Rahmen möglich ist, wenn die dafür geltenden Bestimmungen beachtet werden.  

Der Mindesturlaub beträgt nach Paragraf 3 Absatz 1 des Bundesurlaubsgesetzes mindestens 24 Werktage 

in der Sechs-Tage-Woche. Für die Vier-Tage-Woche bedeutet dies einen gesetzlichen 

Mindesturlaubsanspruch von 16 Tagen pro Kalenderjahr. Aber durch Tarif- oder Arbeitsvertrag, 

ausnahmsweise auch durch Betriebsvereinbarung, werden häufig mehr Tage gewährt. 
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Vier-Tage-Woche erfolgreich umsetzen 

Um die Risiken der Vier-Tage-Woche möglichst gering zu halten, sollten Arbeitgeber bei der Einführung mit 

Bedacht vorgehen. Zunächst sollte aus betriebswirtschaftlicher Sicht geprüft werden, ob die Einführung 

finanziell möglich ist und ob die Geschäftsziele auch mit einer Vier-Tage-Woche erreicht werden können. 

Anschließend sollten die Wünsche der Arbeitnehmer herausgearbeitet werden. Denn unter Umständen 

wünschen sich diese andere Arbeitszeitmodelle als die Vier-Tage-Woche. Vielleicht gelingt es im Einzelfall 

durch eine Kombination der verschiedenen Modelle einen interessanten Kompromiss für beide Seiten zu 

finden. 

 

 


